
  DIALOG UND MEINUNG

rei Vorteile auf einen
Streich – so kann man die
Neuausrichtung des Win-

terdienstes in Bad Sachsa be-
zeichnen. Mit der Umstellung bei
den Streuern auf ein Salzlauge-
gemisch ist dabei den Verkehrs-
teilnehmern, der klammen Kom-
mune – und vor allem aber der
Umwelt geholfen.

Durch die Verwendung des Ge-
misches anstelle von normalem
Trockensalz im Streuer der Win-
terdienstfahrzeuge sind nach Be-
wertung durch die Stadtverwal-
tung etwa 20 Prozent, laut
Hersteller sogar 40 Prozent, Er-
sparnis beim Salzeinsatz möglich.

D
Der Vorteil ist aber nicht nur,

dass damit bares Geld gespart
wird, sondern auch die Umwelt
und wohl auch die Nerven der Mit-
arbeiter des Bauhofes und Bau-
amtes geschont werden. Der nach
Ansicht vieler Bürger zu hohe Ein-
satz von Streusalz ist seit Jahren
ein Streitthema und könnte mit
der Umrüstung einiges an Brisanz
verlieren.

Für mich als Verkehrsteilneh-
mer liegt der größte Vorteil darin,
dass sich die Lauge besser auf der
Straße verteilt und länger wirkt.
Insofern eine Idee, der man eben
aus drei Gründen nur zustimmen
kann.
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Die Lauge, die allen hilft

KOMMENTAR

von Thorsten

Berthold

„Mit der Umrüstung des Winter-
dienstes wird in Bad Sachsa nicht

nur Geld gespart, sondern
auch die Umwelt geschont.“

OSTERODE  Zum 95. Geburtstag Magdalene Rohrmann im

Altenheim Siebenbürgen
....................................................................................................................................................................................................

SCHARZFELD  Zum 75. Geburtstag Hans-Joachim Apel, Harzstraße 51
....................................................................................................................................................................................................

BAD LTBG.  Zum 97. Geburtstag Theodora Schommer im Haus

Abendfrieden
....................................................................................................................................................................................................

LIEBE LESERINNEN UND LESER; wenn Sie das 70. Lebensjahr erreicht haben,

veröffentlichen wir gern kostenlos Ihren Geburtstag. Vielleicht geben uns auch

Verwandte und Nachbarn einen Tipp! Rufen Sie uns an:  0 55 22 / 31 70 - 301.

WIR GRATULIEREN 

Zum Artikel „Zu viele Tiere: Schau-

fütterung ist verboten“ vom 5. De-

zember:

Unter der Überschrift „Ping-Pong
bei Behörden“ bemerkt ihr Kom-
mentator Thorsten Berthold zu-
recht, dass über Jahrzehnte die
Wildfütterung kein Problem für
Wieda und die Forstverwaltung
war und es eigentlich auch heute
noch nicht ist.
Im Gegenteil, bei harten Wintern
mit hoher Schneelage war man
froh, dass dadurch der Wildbe-
stand aufrechterhalten wurde.
Das war damals. Das Forstamt in
Wieda, offensichtlich mit dem
Wildbestand vertraut. Die Kreis-
behörde war der Restkreis Blan-
kenburg mit Sitz in Braunlage,
später der Landkreis Osterode.
Beide noch mit den Problemen der
strukturschwachen Gemeinden
vertraut, stellten in ihrer Arbeit
das Wohl und Wehe der Bürger,
der Menschen dieser Region, in
den Vordergrund.
Der aktuelle Zustand wirft erheb-
liche Fragen auf.
Die im Artikel 28 des Grundgeset-
zes den Gemeinden zugestande-

nen Rechte, nämlich die Angele-
genheiten der örtlichen Gemein-
schaft in eigener Verantwortung
selbst zu regeln, wird immer un-
möglicher.
Die eigentlich im Interesse der
Bürger und von deren Steuergel-
dern finanzierten Behörden ent-
wickeln sich zu immer größeren
Verwaltungseinheiten.
Die dort getroffenen Schreib-
tischentscheidungen richten sich
selten nach dem Willen der „örtli-
chen Gemeinschaft“ der Bürger.
Das geht hin bis zur Abschaffung
des Ortsnamens. Gilt dann/denn

überhaupt noch das Grundgesetz,
wenn der Artikel 146 GG nach der
Wiedervereinigung eine Verfas-
sung fordert?
Zurück zur Schaufütterung am
Bahnhof Stöberhai.
Es bleibt zu hoffen, dass das Ver-
bot der Fütterung in Wieda nicht
einfach nur so hingenommen wird.
Es ist nicht nur die Existenzfrage
eines Gastwirtes und eines mär-
chenhaften Ausflugszieles, wel-
ches uns verloren gehen würde.
Es geht auch um einen weiteren
Abbau unserer Rechte als Bürger
dieser Gemeinde Wieda.
Wolfgang Granatowski, Wieda

Bei anderen Fütterungen
kommen viel mehr Tiere
Zunächst hatte ich den Eindruck,
die Redaktion des HarzKurier hat
Nikolaus und 1. April verwechselt.
Denn dieser Artikel ist für einen
normalen Menschen nur als April-
scherz zu verstehen.
Da will man doch tatsächlich eine
Wildfütterung, die seit Jahrzehn-
ten in Wieda besteht, schließen,
weil zu viele Tiere kommen!

Ein beliebtes Ausflugsziel, ein
Anziehungspunkt für Einwohner
und Touristen, eine der wenigen
noch bestehenden Lokale, steht
vor dem Aus, weil zu viele Tiere
kommen. Es gibt andere Fütte-
rungen, wo wesentlich mehr Tiere
kommen. Eine Lachnummer ers-
ter Güte.
Dazu kommen noch die unter-
schiedlichen Auffassungen von
Landkreis und Landesforsten. Die
einen wollen weniger Schweine,
die anderen weniger Rotwild.
Oder wollen sie gemeinsam die
Schließung der Fütterung?
Was passiert eigentlich, wenn
nicht mehr gefüttert wird? Ver-
hungern die Tiere, wandern sie
eventuell aus, verlieren sie die
Lust, sich zu vermehren oder le-
ben sie einfach wie immer? Es wird
sicher kein Tier weniger, wenn
nicht mehr gefüttert wird.
Durch so einen „Schildbürger-
streich“ wird nicht nur einer Fa-
milie die Existenz entzogen, son-
dern weiter daran gearbeitet, den
so schon gebeutelten Ort weiter
nach unten zu ziehen.
Joachim Hoppmann, Wieda

Wildfütterung war Jahrzehnte kein Problem

Leserbriefe

Wildschweinfütterung am Stöber-

hai. Foto: Patrick Pchalek

atix ist das schneidige
Wort für ein Tourismus-
Fahrticket, das die Gäste

für ihren Kurbeitrag erhalten. Es
soll wohl ein Akronym für Harzer
Urlaubsticket sein, ist es aber
nicht. Das macht auch nichts.
Denn dahinter steckt eine wirklich
schöne Idee: Urlauber können
während ihrer Erholungstage kos-
tenlos mit Bus und Straßenbahn
durch die Gegend reisen.

So funktioniert das bereits im
gesamten Landkreis Harz und auf
ausgewählten Linien im Landkreis
Mansfeld-Südharz, so die Hatix-
Internetseite. Und bald könnte
auch der Landkreis Goslar mit von

H
der Partie sein. Wobei, es soll dort
Querelen um die Finanzierung ge-
ben. Der Kurbeitrag würde näm-
lich um knapp 40 Cent ansteigen.
Und damit dürfte der Beitrag im
Oberharz – er echte, nicht der im
Ostharz – auf mehr als 2 Euro pro
Tag klettern (mit 2,20 Euro muss
sich Bad Lauterberg jetzt schon
vermarkten). Dass der ursprüngli-
che Goslarer Hatix-Starttermin,
Neujahrstag 2018, eingehalten
wird, bezweifle ich.

Wenn der Landkreis Göttingen
und dessen Tourismus-Kommu-
nen jetzt richtig Gas geben, könn-
ten sie vielleicht sogar die Nase
vor dem Nachbarkreis haben.
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Kostenlos unterwegs

KOMMENTAR

von Kjell

Sonnemann

„Urlauber können während ihrer
Erholungstage kostenlos mit Bus

und Straßenbahn durch die Ge-
gend reisen.“

Osterode. Der Verwaltungsrat und
die Zweckverbandsversammlung
der Sparkasse Osterode haben in
ihren Sitzungen am 5. Dezember
Uwe Maier zum neuen Vorstands-
mitglied der Sparkasse Osterode
am Harz gewählt beziehungsweise
der Bestellung zugestimmt.

Der 51-jährige Sparkassenbe-
triebswirt Uwe Maier ist seit Ok-
tober 2016 als Abteilungsleiter
Firmenkundengeschäft bei der
Sparkasse Gießen (Bilanzsumme
etwa 2,1 Milliarden Euro, rund
550 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter) beschäftigt und zusätzlich
als Verhinderungsvertreter für den
Vertriebsvorstand tätig.

Kurze Vita

Uwe Maier ist verheiratet und hat
zwei Kinder. Der gebürtige Göt-
tinger begann im Jahr 1985 seine
berufliche Karriere mit der Aus-
bildung in der Kreissparkasse
(heute: Sparkasse) Göttingen zum
Sparkassenkaufmann. Dem Spar-
kassenfachlehrgang im Jahr 1990
in Hannover folgte im Jahr 2002
der erfolgreiche Besuch des Fach-
seminars für Firmenkundenbe-
treuung an der Managementaka-
demie in Bonn.

Seine Aufgaben und berufli-
chen Stationen innerhalb der
Sparkasse Göttingen waren zu-
letzt die Leitung der Abteilung
Firmenkundenberatung und stän-
dige Vertretung des Direktionslei-
ters Firmenkunden.

Im Januar 2014 wechselte Uwe
Maier zur Sparkasse Werra-
Meißner in Eschwege und war dort
als Abteilungsleiter Unterneh-
menskunden dem Vorstand direkt
unterstellt.

Für den 51-jährigen Sparkas-
senbetriebswirt ist der Wechsel

zur Sparkasse Osterode am Harz
als Vorstandsmitglied die konse-
quente Fortsetzung seines beruf-
lichen Werdegangs. Hierbei spielt
auch der familiäre Bezug zu seiner
alten Heimat eine wichtige Rolle.

„Wir sind überzeugt davon,
dass Herr Maier mit seiner Erfah-
rung sowie seiner ausgesproche-
nen Vertriebsorientierung die ge-
schäftspolitische Ausrichtung der
Sparkasse Osterode am Harz ge-
meinsam mit dem Vorstandsvor-
sitzenden Thomas Toebe konse-
quent fortsetzen wird“, sagte
Landrat Bernhard Reuter als Vor-
sitzender des Verwaltungsrates.

Verwaltungsrat und Zweckverbandsversammlung der Sparkasse

Osterode haben den gebürtigen Göttinger in ihren Sitzungen am

5. Dezember gewählt beziehungsweise der Bestellung zugestimmt.

Uwe Maier ist neues
Vorstandsmitglied

Landrat Bernhard Reuter, Uwe Maier und Thomas Toebe (von links), der Vor-

standsvorsitzende der Sparkasse Osterode am Harz. Foto: Sparkasse

Uwe Maier wird seine neuen

Aufgaben als Vorstandsmitglied

zum 1. Februar 2018 aufnehmen.
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„Wir sind überzeugt,
dass Herr Maier mit
seiner Erfahrung sowie
seiner ausgesprochenen
Vertriebsorientierung
die geschäftspolitische
Ausrichtung der
Sparkasse konsequent
fortsetzen wird.“
Bernhard Reuter, Landrat und Vorsit-

zender des Verwaltungsrates

igentum verpflichtet – diese
Aussage geht schon auf den
französischen Ökonomen

und Politiker Frédéric Bastiat
(1801 bis 1850) zurück. Und es
steht auch in Artikel 14 unseres
Grundgesetzes: „Eigentum ver-
pflichtet. Sein Gebrauch soll zu-
gleich dem Wohle der Allgemein-
heit dienen.“

Die alte Gaststätte Zum Krug in
Windhausen verfällt zunehmend.
Es macht Ortsbürgermeister
Burkhard Fricke schon Bauch-
schmerzen, weil inzwischen die
Sicherheit von Passanten gefähr-
det ist. Die teilweise Einsturzge-
fährdung des Gebäudes wurde be-
reits durch einen Statiker der
Bauordnungsbehörde festgestellt.

E
Es ist also nicht nur ein

Schandfleck, sondern eine Gefahr
für die Allgemeinheit. Der Besit-
zer muss also handeln und das Ge-
bäude sichern. Ob er wirklich kein
Interesse hat und sich möglicher
Konsequenzen nicht bewusst ist,
weiß ich nicht. Das mag ich ihm
auch nicht unterstellen.

Als Hausbesitzerin kann ich
nachvollziehen, wie schwierig die
Situation sein kann, wenn – an-
ders als anscheinend in diesem
Fall – meist ungeplant dringend
etwas getan werden müsste. Ge-
nau dann ist das Geld vielleicht
knapp. Dennoch muss ich alles
versuchen, um das Problem zu lö-
sen, besonders wenn die Sicher-
heit von Menschen gefährdet ist.
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Eigentum verpflichtet

KOMMENTAR

von Kathrin

Franke

„Es ist also nicht nur ein Schand-
fleck, sondern eine Gefahr. Der
Besitzer muss also handeln und

das Gebäude sichern.“

Göttingen. Die bundesweite Razzia
in 25 Häusern nimmt die CDU im
Kreistag zum Anlass, erneut die
Ablehnung eines CDU-Antrags im
Jugendhilfeausschuss des Kreis-
tags zu kritisieren. Darin ging es
um die Erweiterung der Extremis-
musprävention im Landkreis.

Angesichts der Razzien der Po-
lizei sieht sich die CDU in ihrem
Ansinnen bestätigt. Die Abgeord-
neten von SPD, Grünen und Frei-
en Wählern stimmten gegen den
Antrag.

Sebastian Bornmann von der
CDU: „Unsere Region ist ausweis-
lich des jüngsten Verfassungs-
schutzberichts eine Hochburg des
politischen und religiösen Extre-
mismus mit hohem Gewaltpoten-
zial. Dem dürfen wir nicht allein
mit repressiven Maßnahmen be-
gegnen.“ bib

Extremismus:
Prävention
erweitern
CDU im Kreistag kritisiert

die Antrags-Ablehnung.

Polizisten stehen in Göttingen vor

dem Roten Zentrum. Foto: Swen Pförtner/dpa

Eine „Demonstration gegen die

G 20-Repression“ organisiert die

„Antifaschistische Linke Internatio-

nal“ (A.L.I.) am Samstag, dem 9. De-

zember. Beginn ist um 16 Uhr am

Platz der Synagoge. 
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